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Das Zinsbesteuerungsabkommen zwischen der
Schweiz und der EU ist Bestandteil der Bilateralen II.
Im Rahmen dieses Zinsbesteuerungsabkommens
(ZBstA) erreicht die Schweiz eine Quellensteuer-
befreiung grenzüberschreitender Zahlungen von Divi-
denden, Zinsen und Lizenzgebühren, sofern gewisse
Voraussetzungen erfüllt sind. Im Resultat erreicht die
Schweiz somit eine Quasiteilnahme an der Mutter-
Tochter-Richtlinie sowie an der Zins-/Lizenzgebühren-
Richtlinie der EU.
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Bilaterale II – Vorteile aus dem
Steuerpaket für die Schweiz

Quellensteuerbefreiung grenzüberschreitender Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren
zwischen verbundenen Unternehmen

1. Einleitung

1.1 Zustandekommen des
Zinsbesteuerungsabkommens [1]

Die Europäische Union (EU) ist be-
strebt, Zinserträge natürlicher Perso-
nen mit steuerlichem Wohnsitz in
einem anderen Mitgliedstaat gemäss
den Rechtsvorschriften dieses anderen
Mitgliedstaates ordnungsgemäss zu
besteuern [2]. Wenn der wirtschaftliche
Eigentümer von Zinseinkünften in
einem anderen Mitgliedstaat ansässig
ist als dem Mitgliedstaat der Zahlstelle,
ist die Zahlstelle gemäss der Richtlinie
verpflichtet, der zuständigen Behörde
des Mitgliedstaates gewisse Mindest-
informationen zu erteilen [3]. Diese Aus-
kunftserteilung erfolgt gemäss Richtlinie
mindestens einmal jährlich (sogenann-
ter «automatischer Informationsaus-
tausch»). Belgien, Luxemburg und
Österreich sind während einer Über-
gangsfrist vom automatischen Informa-
tionsaustausch entbunden, müssen je-
doch während dieser Zeit eine Quel-

lensteuer auf den von der Richtlinie er-
fassten Zinserträgen erheben [4].

Die Zinsrichtlinie stützt sich auf eine
Einigung während der Tagung des Eu-

ropäischen Rates in Feira vom 19. und
20. Juni 2000 [5]. Dabei haben Belgien,
Luxemburg und Österreich ihre Zu-
stimmung zur Richtlinie davon abhän-
gig gemacht, dass mit einigen ausge-
wählten Drittstaaten mit der Richtlinie
vergleichbare Abkommen geschlossen
werden.

Genau dieser Vorbehalt führte dazu,
dass die EU-Kommission, trotz anfäng-
licher Skepsis, zu einer neuen Ver-
handlungsrunde mit der Schweiz, den
Bilateralen II, bereit war [6]. Die Schweiz
machte zur Bedingung, dass nicht nur
über die beiden von der EU gewünsch-
ten Dossiers (Betrugsbekämpfung war
das zweite Anliegen der EU-Kommis-
sion, namentlich gegen den Zigaretten-
schmuggel) verhandelt werde, sondern
dass auch weitere Bereiche miteinbe-
zogen werden [7]. Des weiteren wurde
von Schweizer Seite aus zur Bedin-
gung gemacht, dass die Verhandlungen
in allen Dossiers parallel laufen, ge-
meinsam abgeschlossen werden und
dass das Bankkundengeheimnis ge-
wahrt bleibt [8]. Ein wichtiger Mei-
lenstein während der Verhandlungen
war dann im Juni 2003 mit der politi-
schen Einigung bei der Zinsbesteue-
rung erreicht [9].

1.2 Grundzüge des ZBstA

Am 26. Oktober 2004 wurde im Rah-
men der Unterzeichnung der Bilatera-
len II auch das ZBstA unterzeich-
net [10]. Kernpunkte dieses Abkom-
mens bilden:

1. Die Steuersicherungsmassnahmen
betreffend grenzüberschreitende
Zinszahlungen an natürliche Perso-
nen mit steuerlichem Wohnsitz in
einem EU-Mitgliedsstaat;
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2. der Informationsaustausch hinsicht-
lich der unter das ZBstA fallenden
Zinserträge auf der einen, der gene-
relle Informationsaustausch auf Er-
suchen (Amtshilfe) gemäss Memo-
randum of Understanding (MoU) auf
der anderen Seite [11];

3. die Quellensteuerbefreiung grenz-
überschreitender Zahlungen von
Dividenden, Zinsen und Lizenzge-
bühren zwischen verbundenen Un-
ternehmen.

Parallel dazu wurde ein Entwurf für
das Bundesgesetz zum Zinsbesteue-
rungsabkommen ausgearbeitet. Dieses
stellt eine Ergänzung des Abkommens
dar und behandelt verschiedene orga-
nisatorische und verfahrenstechnische
Aspekte [12]. Zur weiteren Präzisie-
rung und Definition von Begriffen hat
die Eidgenössische Steuerverwaltung
den Entwurf zu einer Wegleitung zur
EU-Zinsbesteuerung (E-Wegleitung)
publiziert. Auf diese Erlasse soll im
weiteren, da sie sich ausschliesslich auf
die Zinsbesteuerung resp. auf die
Steuersicherungsmassnahmen beziehen,
nicht mehr eingegangen werden [13].

Die folgenden Ausführungen fokussie-
ren auf die Quellensteuerbefreiung
grenzüberschreitender Zahlungen von
Dividenden, Zinsen und Lizenzge-
bühren zwischen verbundenen Unter-
nehmen. Hierbei sollen vor allem ein
Vergleich mit den bestehenden Richt-
linien der EU, übergangsrechtliche
Überlegungen und Übergangsbestim-
mungen sowie die sich daraus ergeben-
den Probleme und offenen Fragen im
Vordergrund stehen.

2. Dividenden

2.1 Mutter-Tochter-Richtlinie
der EU

Gemäss der Mutter-Tochter-Richtlinie
aus dem Jahre 1990 befreit der Mit-
gliedstaat, in dem die Muttergesell-
schaft ansässig ist, erhaltene Dividen-
den einer Tochtergesellschaft, welche
in einem anderen Mitgliedstaat ansäs-
sig ist, von der Steuer oder rechnet die
bereits von der Tochtergesellschaft be-

zahlten Steuern an die eigene Steuer
an [14]. Zudem sind die von einer Toch-
tergesellschaft an ihre Muttergesell-
schaft ausgeschütteten Gewinne vom
Steuerabzug an der Quelle (Quellen-
steuer) befreit. Verschiedene Qualifi-
kationskriterien schränken jedoch die
konkrete Anwendung der Mutter-
Tochter-Richtlinie ein [15].

Mit einer neuen Richtlinie wurden im
Jahr 2003 die Qualifikationskriterien
wesentlich erleichtert [16]. So wurden,
unter anderem

1. der Katalog der Gesellschaften, wel-
che die Mutter-Tochter-Richtlinie
anwenden resp. grenzüberschrei-
tend tätig sein können, erweitert (so
wurden z.B. auch die neuen Gesell-
schaftsformen der Europäischen Ge-
sellschaft (SE) und der Europäischen
Genossenschaft (SCE) miteinbezo-
gen);

2. die Mindestbeteiligungs- oder Stimm-
rechtsquote von 25% schrittweise
auf 10% reduziert (zur Zeit 20%);

3. Ausschüttungen an eine Betriebs-
stätte einer Muttergesellschaft und
der Zufluss dieser Gewinne an die
Betriebsstätte analog der Beziehung
zwischen Tochter- und Muttergesell-
schaft behandelt.

Alle Mitgliedsstaaten müssten diese
neuen Kriterien bis zum 31. Dezember
2004 in nationales Recht umgesetzt
haben. Ebenso gilt sowohl die ur-

sprüngliche Mutter-Tochter-Richtlinie
wie auch deren Erweiterung grundsätz-
lich für alle neuen Mitgliedsländer ab
dem 1. Januar 2005 [17]. Übergangsbe-
stimmungen wurden, abgesehen von
Estland, keine gewährt oder ausgehan-
delt [18].

2.2 ZBstA und Dividenden

Es ist der Schweiz gelungen, im Rah-
men der Verhandlungen zum ZBstA
eine Quasiteilnahme der Schweiz an
der Mutter-Tochter-Richtlinie zu errei-
chen. Die Quasiteilnahme erfolgt eben
nicht über eine direkte Teilnahme an
der Mutter-Tochter-Richtlinie, sondern
über Art. 15 Abs. 1 des ZBstA. Dieser
Artikel übernimmt einen wesentlichen
Bestandteil, nämlich die Quellensteuer-
befreiung, von der Mutter-Tochter-
Richtlinie. Das Resultat besteht darin,
dass die Schweiz zwar nicht formell
an der Mutter-Tochter-Richtlinie teil-
nimmt, wohl aber materiell teilweise
daran partizipieren kann.

Der gesamte Art. 15 des ZBstA geht
dabei den entsprechenden Vorschrif-
ten der jeweiligen Doppelbesteue-
rungsabkommen vor. Vorbehalten blei-
ben jedoch innerstaatliche oder auf
Abkommen beruhende Vorschriften
der Schweiz und der Mitgliedstaaten
zur Verhütung von Betrug und Miss-
brauch [19]. Gemäss Art. 15 Abs. 3
ZBstA bleiben Bestimmungen in
Doppelbesteuerungsabkommen, wel-
che eine günstigere (als im ZBstA) Re-
gelung vorsehen, unberührt [20].

Die Voraussetzungen zur Inanspruch-
nahme der Quellensteuerbefreiung [21]
anhand des Abkommenstextes sind:

«Dividendenzahlungen von Tochtergesellschaf-
ten an Muttergesellschaften werden im Quellen-
staat nicht besteuert, wenn

– die Muttergesellschaft mindestens zwei Jahre
lang eine direkte Beteiligung von mindestens
25% am Gesellschaftskapital der Tochterge-
sellschaft hält und

– die eine Gesellschaft in einem Mitgliedstaat
der Europäischen Gemeinschaft und die an-
dere in der Schweiz steuerlich ansässig ist und

– nach dem Doppelbesteuerungsabkommen mit
Drittstaaten keine der beiden Gesellschaften
in diesem Drittstaat steuerlich ansässig ist
und

– beide Gesellschaften ohne Befreiung der
Körperschaftssteuer unterliegen und beide
die Form einer Kapitalgesellschaft aufweisen.»
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Zur minimalen Beteiligungshöhe

Die zur Inanspruchnahme der Mutter-
Tochter-Richtlinie notwendige Beteili-
gungs- bzw. Stimmrechtshöhe wird, wie
erwähnt, schrittweise auf 10% sinken.
Um die Quellensteuerbefreiung im
Rahmen des ZBstA in Anspruch zu
nehmen, wird jedoch weiterhin eine
direkte Mindestbeteiligungsquote von
25% notwendig sein.

Zur Haltedauer von zwei Jahren

Gemäss Art. 3 Abs. 2 der Mutter-Toch-
ter-Richtlinie ist die Mindesthalte-
dauer von zwei Jahren bloss fakultativ
festgeschrieben. Die Mindesthalte-
dauer gemäss ZBstA von ebenfalls
zwei Jahren ist hingegen obligato-
risch [22]. Zudem stellt sich die Frage,
ob im Zeitpunkt der Dividendenaus-
schüttung, die gesamte minimale Hal-
tefrist bereits abgelaufen sein muss,
oder ob, analog zur Rechtsprechung
des Europäischen Gerichtshofs (EuGH),
die Dividendenzahlung auch während
dieser zwei Jahre erfolgen kann [23].
Allfällige Sicherungsmassnahmen wür-
den im letzterem Fall jedoch vorbehal-
ten bleiben.

Fussnote 1 zu Art. 15 Abs. 1 ZBstA de-
finiert den Kreis der in Betracht kom-
menden Gesellschaftsformen für die
Schweiz [24]. Nicht definiert ist dieser
Kreis jedoch für die zulässigen Gesell-
schaftsformen in den Mitgliedstaaten.
Es kann aber davon ausgegangen wer-
den, dass der in der Mutter-Tochter-
Richtlinie angefügte Katalog der in
Betracht kommenden Gesellschaften
sicherlich als Auslegungshilfe dienen
dürfte [25]. Ob dieselbe Auslegung
auch für den Begriff der «Körper-
schaftssteuer» gemäss Art. 15 Abs. 1
ZBstA anzuwenden ist, bedarf jedoch
einer weiteren Klärung durch die zu-
ständigen Stellen [26].

Ferner ist offen, ob die erwähnte Aus-
weitung der Mutter-Tochter-Richtlinie
auf Gewinnausschüttungen, die von
einer Betriebsstätte einer Mutterge-
sellschaft eingenommen werden, auch
auf Art. 15 Abs. 1 des ZBstA angewen-
det werden kann [27].

Eine weitere Voraussetzung zur Inan-
spruchnahme des ZBstA besteht darin,

dass keine der beiden Gesellschaften
in einem Drittland steuerlich ansässig
sein darf [28]. Das kann bedeuten, dass
Art. 15. Abs. 1 ZBstA nicht anwendbar
ist, wenn z.B. die EU-Muttergesell-
schaft ihren statutarischen Sitz in
einem Mitgliedstaat hat, sich der Ort
der effektiven Geschäftsführung je-
doch gemäss dem Doppelbesteue-
rungsabkommen mit einem Drittstaat
(und entsprechend auch ihre steuer-
liche Ansässigkeit) in diesem Drittstaat
befindet. Hierbei stellt sich die Frage,
ob im umgekehrten Fall, d.h., wenn
sich der statutarische Sitz in einem
Drittstaat und sich der Ort der effek-
tiven Geschäftsführung aufgrund des
anwendbaren Doppelbesteuerungsab-

kommens in einem Mitgliedstaat be-
findet, eine Anwendung von Art. 15
Abs. 1 ZBstA formal daran scheitert,
dass die entsprechende Gesellschafts-
form des Drittstaates nicht im Katalog
der in Betracht kommenden Gesell-
schaften aufgeführt ist [29].

2.3 Übergangs- und
Umsetzungsfristen

Es wurde bereits erwähnt, dass bezüg-
lich der Umsetzung der Erweiterung
zur Mutter-Tochter-Richtlinie grund-
sätzlich keine Übergangsfristen ge-
währt wurden. Gemäss Art. 15 Abs. 1
des ZBstA darf jedoch Estland auch,
aufgrund einer Besonderheit des estni-
schen Steuersystems, bis spätestens
zum 31. Dezember 2008 eine Quellen-
steuer auf an eine Schweizer Mutterge-
sellschaft ausgeschüttete Dividenden
erheben [30]. Spanien hingegen macht
die Anwendung von Art. 15 ZBstA
vom Inkrafttreten einer bilateralen
Vereinbarung zum Informationsaus-
tausch im Rahmen des Doppelbe-

steuerungsabkommens Schweiz-Spa-
nien abhängig [31].

3. Zinsen und
Lizenzgebühren

3.1 Zins-/Lizenzgebühren-
Richtlinie der EU

Gemäss der Richtlinie sollen Zahlun-
gen von Zinsen und Lizenzgebühren
zwischen verbundenen Unternehmen
verschiedener Mitgliedstaaten nur ein-
mal in einem Mitgliedstaat besteuert
werden [32]. Das bedeutet, dass Zah-
lungen von Zinsen und Lizenzgebüh-
ren, die in einem Mitgliedstaat anfallen,

in diesem «Ursprungsmitgliedsland» von
jeglicher Besteuerung befreit sind,
wenn der Empfänger dieser Zahlungen
eine Gesellschaft oder eine Betrieb-
stätte in einem anderen Mitgliedstaat
ist [33].

Anwendbar ist die Richtlinie auf Ge-
sellschaften eines Mitgliedstaates, die

1. nach dem Steuerrecht eines Mit-
gliedstaates in diesem Mitgliedstaat
niedergelassen sind und nicht auf-
grund eines Doppelbesteuerungsab-
kommens mit einem Drittstaat als in
diesem Drittstaat niedergelassen gel-
ten;

2. eine der im Anhang zur Zins-/Li-
zenzgebühren-Richtlinie aufgeführ-
ten Gesellschaftsformen aufweisen;

3. einer der unter Art. 3 lit. a Unter-
absatz iii) Zins-/Lizenzgebühren-
Richtlinie aufgeführten Steuer un-
terliegen, ohne von ihr befreit zu
sein.

Zwei Unternehmen gelten als verbun-
den, wenn eine Gesellschaft unmittel-
bar zu 25% am Kapital oder alternativ
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an den Stimmrechtsanteilen der an-
deren Gesellschaft beteiligt ist oder
wenn eine dritte Gesellschaft minde-
stens zu 25% am Kapital resp. alterna-
tiv an den Stimmrechten jeder der bei-
den Gesellschaften direkt beteiligt ist
(direkte Schwestergesellschaften) [34].

Im Unterschied zur Mutter-Tochter-
Richtlinie bestehen sowohl für die
alten wie auch für die neuen Mitglied-
staaten diverse Übergangsbestimmun-
gen. Diese sind detailliert in der Ab-
bildung aufgeführt [35]. Hierzu ist an-
zumerken, dass der Zeitpunkt des
Inkrafttretens der Übergangsbestim-
mungen der Zins-/Lizenzgebühren-
Richtlinie gemäss Art. 6 derselben an
das Datum des Inkrafttretens der Zins-
richtlinie gekoppelt ist. Wie bereits er-
wähnt, ist deren Inkrafttreten durch die
Entscheidung des Rates vom 19. Juli
2004 auf den 1. Juli 2005 verschoben
worden [36].

3.2 ZBstA und Zinsen/
Lizenzgebühren

Analog zur Mutter-Tochter-Richtlinie
nimmt die Schweiz nicht direkt an der
Zins-/Lizenzgebühren-Richtlinie teil,
sondern erreicht über Art. 15 Abs. 2
des ZBstA eine materielle Anwendung
der Quellensteuerbefreiung von Zah-
lungen von Zinsen und Lizenzgebüh-
ren.

Bezüglich der Anwendung bestehen-
der Doppelbesteuerungsabkommen so-
wie bezüglich der anwendbaren Miss-
brauchsbestimmungen sei auf die Aus-
führungen unter Ziffer 2.2 verwiesen.

Die Voraussetzungen zur Inanspruch-
nahme der Quellensteuerbefreiung [38]
anhand des Abkommenstextes sind:

«Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren
zwischen verbundenen Gesellschaften oder ihren
Betriebsstätten werden im Quellenstaat nicht be-
steuert, wenn

– diese Gesellschaften mindestens zwei Jahre
lang durch eine Beteiligung von mindestens
25% miteinander verbunden sind oder sich
beide im Besitz einer dritten Gesellschaft be-
finden, die mindestens zwei Jahre lang eine di-
rekte Beteiligung von mindestens 25% am
Gesellschaftskapital der ersten und der zwei-
ten Gesellschaft hält und

– die eine Gesellschaft in einem Mitgliedstaat
steuerlich ansässig ist oder dort eine Betriebs-
stätte unterhält und die andere Gesellschaft in

der Schweiz steuerlich ansässig ist oder dort
eine Betriebsstätte unterhält und

– nach den Doppelbesteuerungsabkommen mit
Drittstaaten keine der Gesellschaften in ei-
nem Drittstaat steuerlich ansässig ist und
keine der Betriebsstätten in diesem Drittstaat
gelegen ist und

– alle Gesellschaften im Besonderen auf Zinsen
und Lizenzgebühren unbeschränkt der Kör-
perschaftssteuer unterliegen und jede die
Form einer Kapitalgesellschaft aufweist.»

Zur minimalen Beteiligungshöhe

Wie bei der Quellensteuerbefreiung
von Dividenden wird bei Zinsen und
Lizenzgebühren eine direkte Mindest-
beteiligungsquote von 25% der Mutter-
an der Tochtergesellschaft vorausgesetzt.
Zusätzlich kommt die Quellensteuer-
befreiung auch unter Schwestergesell-
schaften, die jeweils zu mindestens
25% direkt von einer gemeinsamen
Muttergesellschaft gehalten werden,

zum Zug. Diese Anforderungen ent-
sprechen im wesentlichen denjenigen
der Bestimmungen der Zins-/Lizenz-
gebühren-Richtlinie, wiederum ohne
die Möglichkeit, das Kriterium einer
Mindestbeteiligung durch das Kriteri-
um eines Mindestanteils an den Stimm-
rechten zu ersetzen [39].

Haltedauer von zwei Jahren

Es wird auf die Überlegungen unter
Ziffer 2.2 ZBstA und Dividenden ver-
wiesen. Wird davon ausgegangen, dass
auch Zahlungen innerhalb der noch
nicht abgelaufenen Frist von der Quel-
lensteuer befreit werden, könnte eine
solche Quellensteuerbefreiung wieder
von allfälligen Massnahmen, welche
die tatsächliche Haltedauer sicherstel-
len, abhängen.
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Abbildung
Übergangsfristen zur Zins-/Lizenzgebühren-Richtlinie [37]
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Die Ansässigkeit kann bei Art. 15
Abs. 2 ZBstA sowohl durch die Gesell-
schaft selbst als auch durch eine Be-
triebstätte einer solchen Gesellschaft
erfüllt werden. Analog zur Problema-
tik des Ortes der tatsächlichen Leitung
gemäss Art. 15 Abs. 1 ZBstA stellt sich
auch hier die Frage, ob eine schweizeri-
sche oder eine EU-Betriebstätte einer
Gesellschaft, die in einem Drittstaat
ansässig ist, für die Quellensteuerbe-
freiung qualifiziert. Streng nach dem

Wortlaut dürfte einer schweizerischen
oder einer in einem Mitgliedstaat ge-
legenen Betriebstätte einer in einem
Drittland ansässigen Gesellschaft der
Zugang zum ZBstA nicht verwehrt
werden [40]. Es könnte jedoch argu-
mentiert werden, dass, rein formal be-
trachtet, eine solche Betriebstätte we-
der eine Schweizer Kapitalgesellschaft
gemäss Fussnote 2 zu Art. 15 Abs. 2
ZBstA noch eine Gesellschaft eines
Mitgliedstaates darstellt. Demzufolge
könnte einer solchen Betriebstätte die
Anwendung der Quellensteuerbefrei-
ung versagt bleiben [41].

Bezüglich der Anforderung an die Ge-
sellschaftsform sowie bezüglich der
Definition des Begriffs der «Körper-
schaftssteuer» resp. des Erfordernisses
der unbeschränkten Steuerbarkeit im
Hinblick auf den Ausschluss von der
Quellensteuerbefreiung kann auf die
jeweiligen Ausführungen zur Mutter-
Tochter-Richtlinie unter Ziffer 2.2 ver-
wiesen werden.

3.3 Übergangs- und
Umsetzungsfristen

Wie bereits aus den Ausführungen
unter Ziffer 3.1 ersichtlich ist, bestehen
bezüglich der Umsetzung der Zins-/Li-
zenzgebühren-Richtlinie diverse Über-
gangsfristen- und Regelungen. Diese

werden gemäss Art. 15 Abs. 2 ZBstA
auch auf das ZBstA angewendet [42].
Dabei muss aber beachtet werden, dass
die Übergangsbestimmung für Spanien
im Rahmen des ZBstA nur zur An-
wendung kommt, falls mit Spanien
eine Einigung bezüglich der erwähnten
Punkte erzielt werden kann und ent-
sprechend das ZBstA auch mit Spanien
Anwendung findet. Ferner bleibt an-
zumerken, dass die erwähnten Über-
gangsfristen nicht absolut sind, sondern

im Rahmen von Art. 6 Zins-/Lizenzge-
bühren-Richtlinie i.V. m. Art. 1 Ziff. 2
Richtlinie 2004/76/EG allenfalls weiter
verlängert werden können.

Die Regelung zu den Übergangsbe-
stimmungen [43] bestimmt:

«Sieht jedoch die Richtlinie 2003/49/EG des Rates
vom 3. Juni 2003 über eine gemeinsame Steuer-
regelung für Zahlungen von Zinsen und Lizenz-
gebühren zwischen verbundenen Unternehmen
verschiedener Mitgliedstaaten für einen Mitglied-
staat eine Übergangszeit vor, so wendet dieser
Mitgliedstaat die oben beschriebene Regelung
für Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren
erst nach Ablauf dieser Übergangszeit an.»

4. Weiteres Verfahren
Am 17. Dezember 2004 haben die Räte
den Bundesbeschluss über die Geneh-
migung und die Umsetzung der bila-
teralen Abkommen II zwischen der
Schweiz und der EU über die Zins-
besteuerung sowie dem Bundesge-
setz zum Zinsbesteuerungsabkommen
mit der Europäischen Gemeinschaft
verabschiedet. Da das Zinsbesteue-
rungsabkommen dem fakultativen Re-
ferendum untersteht, besteht eine hun-
derttägige Frist ab Publikation des Ge-
nehmigungsbeschlusses beider Räte
im Bundesblatt [44]. Allfällige Refe-
rendumsdaten wären der 5. Juni 2005,
der 25. September 2005 und der 27. No-
vember 2005. Als Datum des Inkraft-

tretens wurde der erste Tag des zweiten
Monats nach der letzten Notifikation
der Vertragsparteien über den Ab-
schluss der jeweiligen internen Verfah-
ren bestimmt [45]. Die Anwendung er-
folgt voraussichtlich jedoch erst ab dem
1. Juli 2005 [46]. Eine Aussetzung des
Abkommens erfolgt, wenn entweder
die Zinsrichtlinie (oder ein Teil davon)
vorübergehend oder dauerhaft nicht
mehr anwendbar ist oder, wenn einer
der anderen in Art. 18 Abs. 1 ZBstA
genannten Drittstaaten ihre gleich-
wertigen Regelungen aussetzt [47]. Die
beidseitige Kündigungsfrist des Ab-
kommens beträgt zwölf Monate [48].

Auf der anderen Vertragsseite hängt
das Zustandekommen des ZBstA mit
der Schweiz, abgesehen von der Ge-
nehmigung der Verträge durch den Rat
der EU, zusätzlich davon ab, ob es der
EU gelingt, mit abhängigen und assozi-
ierten Gebieten der Mitgliedstaaten
(Kanalinseln, Isle of Man und abhän-
gige oder assoziierte Gebiete in der Ka-
ribik) sowie mit anderen Drittstaaten
(Vereinigte Staaten von Amerika, Für-
stentum Liechtenstein, Republik San
Marino, Fürstentum Monaco, Fürsten-
tum Andorra) dem ZBstA vergleich-
bare Regelungen zu erlassen [49]. Eine
ähnliche Regelung findet sich auch in
der Zinsrichtlinie [50]. Das ist insoweit
von Bedeutung, als die Übergangsfri-
sten in Art. 15 des ZBstA sich auf die
Fristen gemäss der Zins-/Lizenzge-
bühren-Richtlinie beziehen, die wie-
derum auf die Fristen gemäss Zins-
richtlinie Rückgriff nehmen resp. da-
von abhängen.

Wie der Pressemitteilung der EU-Kom-
mission zu entnehmen ist, hat die EU
solche Vereinbarungen mit Andorra
am 15. November 2004 und mit Liech-
tenstein, San Marino und Monaco am
7. Dezember 2004 unterzeichnet [51].
Was die USA betrifft, hat der Rat be-
reits im Jahr 2003 festgehalten, dass
sich die USA in bezug auf Zinszahlun-
gen zur Auskunftserteilung auf An-
frage verpflichtet haben und die USA
somit die Anforderung der gleichwer-
tigen Regelung erfüllen [52]. Ebenso
wurde mit den abhängigen oder asso-
ziierten Gebieten ein grundsätzliches
Einvernehmen über die Regelung er-
zielt [53].
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Unter dem parallel zum ZBstA abge-
schlossenen MoU ist die Schweiz zu-
sätzlich gehalten, mit den Mitgliedstaa-
ten bilaterale Verhandlungen aufzu-
nehmen. Diese haben das Ziel, dass
Bestimmungen in die jeweiligen Dop-
pelbesteuerungsabkommen aufgenom-
men werden, welche in Fällen von

Steuerbetrug oder ähnlichen Delikten
einen Informationsaustausch auf Er-
suchen ermöglichen [54]. Innerhalb
dieser Neuverhandlungen zu den ein-
zelnen Doppelbesteuerungsabkommen
wird die Schweiz sicherlich bestrebt
sein, die Quellensteuerbefreiung ge-
mäss Art. 15 ZBstA in den jeweiligen
Abkommen direkt zu statuieren. Da-
durch bestünde auch die Möglichkeit,
die noch offenen Punkte des ZBstA zu
klären. Zusätzlich verpflichtet sich die
EU in diesem MoU mit weiteren Dritt-
staaten mit wichtigen Finanzplätzen, so
z.B. Hong-Kong oder Singapur, Ge-
spräche über die Einführung gleich-
wertiger Regelungen aufzunehmen [55].

5. Fazit
Der in das ZBstA aufgenommene
Art. 15 kann als enormer Schritt zur
Stärkung des Wirtschaftsstandortes
Schweiz betrachtet werden, obwohl
noch verschiedene Punkte einer weite-
ren Klärung bedürfen. Insbesondere
durch die Aufhebung der Quellensteu-
erbelastung auf Zahlungen von Divi-
denden, Zinsen und Lizenzgebühren
zwischen verbundenen Unternehmen
kann die Schweiz ihre Attraktivität
für international tätige Unternehmen,
sowohl für schweizerische als auch für
ausländische, weiter erhöhen. Verbun-
dene Unternehmen werden daher ver-
mehrt ihre Konzernstrukturen überprü-
fen, um tatsächlich von der Quellen-
steuerbefreiung profitieren zu können.
Zudem dürfen auch positive gesamt-
wirtschaftliche Aspekte wie z.B. die Bei-
behaltung des Bankkundengeheim-

nisses oder die Beibehaltung der
guten Beziehung zwischen der Schweiz
und der EU nicht vernachlässigt wer-
den [56].

Auf der Kostenseite sind sicherlich die
direkten Ausfälle bei der Verrech-
nungssteuer im Bereich der Dividen-

den zu nennen, wobei klar die Ein-
künfte aus dem Steuerrückbehalt ge-
genzurechnen sind [57]. Die mit der
Implementierung der Regelung ver-
bundenen Sach- und Personalausga-
ben sowohl beim Bund, als auch bei
den Kantonen, aber auch in der Privat-
wirtschaft, insbesondere bei den Fi-
nanzinstitutionen, dürfen dabei auch
nicht vernachlässigt werden. Des wei-
teren könnte der Steuerrückbehalt zu-
gunsten der EU und die stärkere Zu-
sammenarbeit der Steuerbehörden zu
einer Kapitalverlagerung auf andere
Finanzplätze führen, die nicht mit der
EU kooperieren [58].

In Abwägung aller Vor- und Nachteile
kann gesagt werden, dass die Schweiz
als Standort, insbesondere durch den
Art. 15 ZBstA, profitieren wird. Es
bleibt zu hoffen, dass die Eidgenössi-
sche Steuerverwaltung, als ausführen-
de Behörde, die noch verbleibenden
Punkte sowie die rein verfahrenstech-
nischen Aspekte vor Inkraftsetzung
des ZBstA mittels einer Wegleitung,
eines Kreis- oder eines Rundschrei-
bens klären wird.
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zahlt oder eine Zinszahlung zu dessen unmit-
telbaren Gunsten einzieht. Vgl. Art. 4 Zins-
richtlinie.

4 Vgl. Art. 10 Zinsrichtlinie.

5 Vgl. Pressemitteilung der Europäischen Kom-
mission (IP/01/1026), Brüssel, 18. Juli 2001.

6 Vgl. Bilaterale Abkommen II, Schweiz Euro-
päische Union, Fact Sheets, Bern, November
2004, S. 5.

7 Dazu gehören die Teilnahme der Schweiz
an Schengen/Dublin sowie sieben weitere
«Überbleibsel» aus der ersten Verhandlungs-
runde (Bilaterale I). Vgl. Bilaterale Abkom-
men II, Schweiz Europäische Union, Fact
Sheets, Bern, November 2004.

8 Vgl. Botschaft zur Genehmigung der bilate-
ralen Abkommen zwischen der Schweiz und
der Europäischen Union, einschliesslich der
Erlasse zur Umsetzung der Abkommen («Bi-
laterale II»), in: BBl Nr. 44 vom 9. November
2004, S. 5989 ff.

9 Vgl. Botschaft zur Genehmigung der bilate-
ralen Abkommen zwischen der Schweiz und
der Europäischen Union, einschliesslich der
Erlasse zur Umsetzung der Abkommen («Bi-
laterale II»), in: BBl Nr. 44 vom 9. November
2004, S. 5993.

10 Vgl. Pressemitteilung der Bundeskanzlei,
Bern, 26. Oktober 2004.

11 Vgl. Einverständliches Memorandum zwi-
schen der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft, der Europäischen Gemeinschaft, dem
Königreich Belgien, dem Königreich Däne-
mark, der Bundesrepublik Deutschland, der
Hellenistischen Republik, dem Königreich
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Niederlande, der Republik Österreich, der
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land, dem Königreich Schweden, dem Verei-
nigten Königreich Grossbritannien und Nord-
irland (KOM (2004) 75, im folgenden Memo-
randum of Understanding: «MoU».
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besteuerungsabkommen mit der Europä-
ischen Gemeinschaft (Zinsbesteuerungsge-
setz, ZBstG).

13 Vgl. Art. 1 Abs. 2 ZBstG, resp. E-Wegleitung,
S. 5.

14 Vgl. Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom
23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuer-
system für Mutter- und Tochtergesellschaften
verschiedener Mitgliedstaaten (im folgenden
«Mutter-Tochter-Richtlinie»).

15 So kann die Mutter-Tochter-Richtlinie z.B.
nur von einem beschränkten Kreis von Ge-
sellschaften, die eine der genau definierten
Gesellschaftsformen aufweist, in Anspruch
genommen werden. Zusätzliche Anforderun-
gen werden auch an die Beteiligungshöhe
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16 Vgl. Richtlinie 2003/123/EG des Rates vom
22. Dezember 2003 zur Änderung der Richt-
linie 90/435/EWG. Vgl. auch Jaun R./Staehlin
W.: Gemeinsames Steuersystem der Mutter-
und Tochtergesellschaften in der EU, in ST
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17 Vgl. Richtlinie 2003/123/EG des Rates vom
22. Dezember 2003 zur Änderung der Richt-
linie 90/435/EWG, Art. 2, Ziff. 1.

18 Die gemäss Ingress zur Mutter-Tocher-Richt-
linie vorgesehenen Übergangsbestimmungen
für Deutschland, Griechenland und Portugal
werden nicht mehr angewandt. Vgl. Arbeits-
dokument der Dienststelle der Kommission,
Unternehmensbesteuerung im Binnenmarkt,
(COM (2001) 582) vom 23. Oktober 2001,
S. 254.

19 Vgl. Art. 15 Abs. 1 und 2 ZBstA.

20 Dieser Vorbehalt gilt auch für Abs. 2 des
Art. 15 ZBstA.

21 Art. 15 Abs. 1 ZBstA.

22 Wesentlich ist, ob das Halten einer Beteili-
gung vor Inkrafttreten des ZBstA (voraus-
sichtlich 1. Juli 2005) an die obligatorische
Haltedauer angerechnet wird. U. E. müsste
dies aufgrund des Wortlautes von Art. 15
Abs. 1 ZBstA der Fall sein.

23 Vgl. Urteil des EuGH vom 17. Oktober 1996
i.S. Denkavit International BV, VITIC Am-
sterdam BV und Voormeer BV gegen Bun-
desamt für Finanzen (C-283/94, C-291/94, C-
292/94); Huber M. F./Helbing A./Kubaile H.:
Entwicklungen im internationalen Steuer-
recht, in: StR 2004, S. 824ff.

24 Darunter fallen die folgenden Kapitalgesell-
schaften: die Aktiengesellschaft, die Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung und die
Kommanditaktiengesellschaft.

25 Vgl. Art. 2 Abs. 1 lit. a i.V.m. dem Anhang zur
Mutter-Tochter-Richtlinie.

26 In Anlehnung an die Mutter-Tochter-Richt-
linie, welche die betroffene Steuer jedes Lan-
des explizit auflistet, könnte entsprechend
davon ausgegangen werden, dass für die
Schweiz das Unterliegen unter die Direkte
Bundessteuer vorausgesetzt wird.

27 Da das ZBstA vor der Erweiterung der Mut-
ter-Tochter-Richtlinie im Jahr 2003 verhan-
delt wurde und das ZBstA die Betriebsstät-
ten nicht explizit aufführt, dürfte dies u.E.
nicht uneingeschränkt der Fall sein.

28 Vgl. Abkommenstext unter Ziff. 2.2.

29 Vgl. Fussnote 1 zu Art. 15 Abs. 1 ZBstA, resp.
Anm. 25.

30 Dieselbe Regelung gilt für Estland auch in
bezug auf die Mutter-Tochter-Richtlinie. Vgl.
Vertrag zwischen dem Königreich Belgien,
dem Königreich Dänemark, der Bundesre-
publik Deutschland, der Hellenischen Repu-
blik, dem Königreich Spanien, der Französi-
schen Republik, Irland, der Italienischen Re-

publik, dem Grossherzogtum Luxemburg,
dem Königreich der Niederlande, der Re-
publik Österreich, der Portugiesischen Re-
publik, der Republik Finnland, dem König-
reich Schweden, dem Vereinigten Königreich
Grossbritannien und Nordirland (Mitglied-
staaten der Europäischen Union) und der
Tschechischen Republik, der Republik Est-
land, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, der Repu-
blik Ungarn, der Republik Malta, der Repu-
blik Polen, der Republik Slowenien, der Slo-
wakischen Republik über den Beitritt der
Tschechischen Republik, der Republik Est-
land, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, der Repu-
blik Ungarn, der Republik Malta, der Repu-
blik Polen, der Republik Slowenien und der
Slowakischen Republik zur Europäischen
Union, Anhang VI, Ziff. 7.

31 Vgl. Art. 18 Abs. 3 ZBstA.

32 Vgl. Richtlinie 2003/49/EG des Rates vom
3. Juni 2003 über eine gemeinsame Steuer-
regelung für Zahlungen von Zinsen und
Lizenzgebühren zwischen verbundenen Un-
ternehmen verschiedener Mitgliedstaaten
(im folgenden: «Zins-/Lizenzgebühren-Richt-
linie»).

L’Expert-comptable suisse 1–2/05 97

STEUERN
Sonja Sidler, Roger Wetli, Bilaterale II – Vorteile aus dem Steuerpaket für die Schweiz

Les Bilatérales II: les avantages du paquet fiscal
pour la Suisse

d’assistance administrative conformé-
ment au «Memorandum of Under-
standing», d’autre part, (3) une exoné-
ration de l’impôt à la source sur les
paiements transfrontaliers de dividen-
des, d’intérêts et de redevances de li-
cences entre des entreprises apparen-
tées. Cet article se focalise sur ce der-
nier point et compare l’accord sur la
fiscalité de l’épargne avec les direc-
tives actuellement en vigueur dans
l’UE. Il aborde en outre les questions
liées aux dispositions légales transi-
toires et présente les problèmes et les
questions qui en découlent.

Selon la directive maison mère-filiale
de 1990, l’Etat membre dans lequel la
maison mère est établie exonère les
dividendes versés par une filiale éta-
blie dans un autre Etat membre de
toute imposition ou impute l’impôt
déjà payé dans l’Etat membre de la fi-
liale sur son propre impôt. En outre,

Avec la directive sur les intérêts,
l’Union européenne (UE) s’efforce
d’imposer les revenus d’intérêts des
personnes physiques ayant un domicile
fiscal dans un autre Etat membre, selon
le droit en vigueur dans cet autre Etat.
Suite à la mise en application de cette
directive, l’UE entama des négocia-
tions bilatérales supplémentaires avec
la Suisse (les Accords bilatéraux II).
L’accord sur la fiscalité de l’épargne
entre la Suisse et l’UE fait partie inté-
grante des Accords bilatéraux II. Les
principaux points de l’accord sur la fis-
calité de l’épargne sont les suivants:
(1) la garantie de l’imposition des paie-
ments transfrontaliers d’intérêts ver-
sés à des personnes physiques résidant
dans un Etat membre de l’UE, (2) un
échange d’informations sur les reve-
nus d’intérêts qui tombent dans le
champ d’application de l’accord sur la
fiscalité de l’épargne, d’une part, et un
échange général d’informations en cas

les bénéfices versés par une filiale à sa
maison mère sont exonérés de l’impôt
à la source. Différents critères de qua-
lification limitent cependant l’applica-
tion concrète de cette directive. En
2003, certaines restrictions ont été al-
légées, notamment les restrictions
liées à la forme juridique des sociétés
ainsi que les exigences minimales en
matière de participation. Grâce à l’ar-
ticle 15 al. 1 de l’accord sur la fiscalité
de l’épargne, la Suisse atteint quasi-
ment la portée de la directive maison
mère filiale, dans la mesure où les
paiements de dividendes transfron-
taliers entre entreprises apparentées
sont exonérés de l’impôt à la source
lorsque certaines conditions sont
remplies. Ces conditions se réfèrent à:
(1)  une participation minimale exigée,
(2) une durée minimale de détention
des participations, (3) différentes exi-
gences concernant la résidence, (4)
des exigences quant à la forme juri-
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33 Vgl. Art. 1 Abs. 1 und 2 Zins-/Lizenzgebüh-
ren-Richtlinie.

34 Vgl. Art. 3 lit. b Zins-/Lizenzgebühren-Richt-
linie.

35 Vgl. Art. 1 Richtlinie 2004/76/EG des Rates
vom 29. April 2004.

36 Vgl. Entscheid des Rates vom 19. Juli 2004
zum Zeitpunkt der Anwendung der Richt-
linie 2003/48/EG im Bereich der Besteuerung
von Zinserträgen (2004/587/EG). Ein weite-
res Verschieben des Datums der Inkraftset-
zung der Zinsrichtlinie würde entsprechend
eine weitere Verschiebung der Daten in der
Abbildung 2 bewirken.

37 Quelle: Vgl. Anm. 35.
38 Art. 15, Abs. 2 ZBstA.
39 Vgl. Art. 3 lit. b Zins-/Lizenzgebühren-Richt-

linie.
40 Vgl. den Abkommenstext unter Ziff. 3.2,

Punkt 2: «... oder dort eine Betriebstätte un-
terhält...». Ob sich dann aber die «Gesell-
schaft» gemäss Punkt 3 des Abkommenstex-
tes unter Ziff. 3.2 auf den Hauptsitz der Be-
triebstätte oder auf die Gesellschaft, welche
in einem Mitgliedstaat resp. in der Schweiz,
steuerlich ansässig ist (gem. dem Abkom-
menstext unter Ziff. 3.2, Punkt 2), bezieht, ist
offen.

41 Dabei wird davon ausgegangen, dass, wie-
derum in Analogie zu Art. 15 Abs. 1 ZBstA,
die von Art. 15. Abs. 2 ZBstA profitierenden
Gesellschaftsformen der Mitgliedstaaten in
Anlehnung an den Katalog der Zins-/Lizenz-
gebühren-Richtlinie bestimmt werden. Vgl.
Art. 3 lit. a Ziff. i) i.V.m. Anhang Zins-/Li-
zenzgebühren-Richtlinie.

42 Vgl. den Abkommenstext unter Ziff. 3.3.

43 Art. 15 Ziff. 2 ZBstA.

44 Vgl. Art. 141 Abs. 1 lit. d Ziff. 1 bis 3 BV;
Botschaft zur Genehmigung der bilateralen
Abkommen zwischen der Schweiz und der
Europäischen Union, einschliesslich der Er-
lasse zur Umsetzung der Abkommen («Bila-
terale II»), in: BBl Nr. 44 vom 9. November
2004, S. 6288 ff. Diese Frist endet am 31. März
2005.

45 Vgl. Art. 17 Abs. 1 ZBstA.

46 Da die Anwendung des ZBstA gemäss Art.
18 Abs. 1 ZBstA an die Anwendbarkeit der
Zinsrichtlinie gekoppelt ist, ist deren Inkraft-
setzungsdatum massgebend.

47 Vgl. Art. 18 Abs. 1, 4 und 5 ZBstA.

48 Vgl. Art. 17 Abs. 3 und 4 ZBstA.

49 Vgl. Art. 18 Abs. 1 ZBstA.

50 Vgl. Art.17 Abs. 2 Zinsrichtlinie, wobei hier-
bei die Vereinigten Staaten von Amerika
nicht eingeschlossen sind.

51 Vgl. Pressemitteilung der Europäischen Kom-
mission (IP/04/1445), Brüssel, 7. Dezember
2004.

52 Vgl. Beschluss des Rates, Brüssel, 22. Januar
2003 (5566/03/FISC 8); Pressemitteilung der
Europäischen Kommission (IP/03/787), Brüs-
sel, 3. Juni 2003.

53 Vgl. Bulletin der EU, Brüssel, 6-2004, Ziff.
1.3.47.

54 Vgl. Art. 2 MoU; Huber M. F./Helbing A./
Kubaile H., Entwicklungen im internationa-
len Steuerrecht, in: StR 2004, S. 822.

55 Vgl. Art. 3 MoU.

56 Vgl. Bilaterale Abkommen II, Schweiz Euro-
päische Union, Fact Sheets, Bern, November
2004, S. 23.

57 Vgl. Botschaft zur Genehmigung der bilate-
ralen Abkommen zwischen der Schweiz und
der Europäischen Union, einschliesslich der
Erlasse zur Umsetzung der Abkommen («Bi-
laterale II»), in: BBl Nr. 44 vom 9. November
2004, S. 6228ff.

58 Vgl. Anm. 56.
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cation. La Suisse ne participe pas di-
rectement à la directive sur les intérêts
et les redevances de licences, mais ob-
tient, grâce à l’article 15 al. 2 de l’ac-
cord sur la fiscalité de l’épargne, l’exo-
nération de l’impôt à la source sur les
paiements d’intérêts et de redevances
de licences. Les conditions de l’appli-
cation de l’article 15 al. 2 sont iden-
tiques à celles de l’article 15 relatives
aux dividendes. Il est important de noter
que l’accord sur la fiscalité de l’épar-
gne relatif aux intérêts et redevances
de licences s’applique également aux
établissements stables. En outre, les
délais transitoires pour la directive de
l’UE sur les intérêts et les redevances
de licences s’appliquent directement à
l’accord sur la fiscalité de l’épargne.

Le 17 décembre 2004, les Chambres
fédérales ont, dans le cadre des Bila-
térales II, ratifié l’accord sur la fiscalité
de l’épargne (la loi sur la fiscalité de
l’épargne incluse). Le délai de 100 jours
pour un référendum facultatif arrivera
à échéance le 31 mars 2005. Si le réfé-
rendum n’est pas demandé, l’entrée

dique des sociétés, (5) l’imposition des
deux sociétés. Demeurent réservées
les dispositions légales suisses ou les
dispositions se basant sur les accords
entre la Suisse et les Etats membres de
l’UE pour la prévention des fraudes et
des abus.

Selon la directive de l’UE sur les inté-
rêts et les redevances de licences, les
paiement d’intérêts et de redevances
de licences entre les sociétés apparen-
tées de différents Etats membres ne
doivent être imposés que dans un seul
Etat membre. Cela signifie que les
paiements d’intérêts et de redevances
de licences sont exonérés d’impôts
dans l’Etat membre «d’origine», lors-
que le destinataire des paiements est
une société domiciliée dans un autre
Etat membre ou un établissement
stable. Tout comme pour la directive
maison mère-filiale, certains critères
limitent l’application de cette direc-
tive. Néanmoins, contrairement à la
directive maison mère-filiale, plu-
sieurs Etats membres disposent de dé-
lais transitoires pour sa mise en appli-

en vigueur est prévue pour le 1er juillet
2005.

En considérant les avantages et les in-
convénients, nous constatons que la
Suisse sera clairement gagnante, no-
tamment grâce à l’article 15 de l’ac-
cord sur la fiscalité de l’épargne. Ainsi,
suite à la suppression de l’impôt à la
source sur les paiements de dividen-
des, d’intérêts et de redevances de li-
cences entre les entreprises apparen-
tées, la Suisse va gagner en attractivité
pour les entreprises suisses et les en-
treprises internationales établies en
Suisse. En outre, des aspects écono-
miques positifs tels que le maintien du
secret bancaire ou les bonnes relations
de la Suisse avec l’UE ne doivent pas
être négligés. Il reste à espérer que
l’Administration fédérale des contri-
butions clarifie, avant l’entrée en vi-
gueur de l’accord sur la fiscalité de
l’épargne, certaines questions en sus-
pens ainsi que certains aspects liés à la
procédure, par le biais d’une directive,
d’une circulaire ou d’une lettre-circu-
laire. SS/RW
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